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Steuerrecht des Non-Profi t Sektors

3. – 4. Mai 2013 · Frankfurt am Main
Leitung: Prof. Dr. Rainer Hüttemann, Universität Bonn 

Referenten: Dipl.-Finanzwirt Harald Bott, Ministerialrat, 
Hessisches Ministerium der Finanzen, Wiesbaden; Karin 
Heger, Vors. Richterin am Bundesfi nanzhof, München; 
Prof. Dr. Rainer Hüttemann, Universität Bonn; Dr. Christian 
Kirchhain, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht, 
Steuerberater, Bonn; Prof. Dr. Ursula Ley, Wirtschaftsprüferin, 
Steuerberaterin, Köln; Dr. Stephan Schauhoff, Rechtsanwalt, 
Fachanwalt für Steuerrecht, Bonn

Kostenbeitrag: 795,– € (USt.-befreit) · 11 Zeitstunden – § 15 FAO

Tagungsnummer: 052289

Aktuelles Bilanzsteuerrecht

24. Mai 2013 · Frankfurt am Main
Leitung: Friedrich Graf von Kanitz, Rechtsanwalt, Steuer-
berater, Wirtschaftsprüfer, Köln

Referenten: Friedrich Graf von Kanitz, Rechtsanwalt, 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Köln; Thorsten Kontny, 
Regierungsdirektor, Finanzministerium NRW, Düsseldorf; 
Bernd Rätke, Vors. Richter am Finanzgericht, Cottbus

Kostenbeitrag: 495,– € (USt.-befreit) · 7 Zeitstunden – § 15 FAO

Tagungsnummer: 052320

Brennpunkt Betriebsprüfung

24. Mai 2013 · Bochum
Max Rau, Leitender Regierungsdirektor, Vorsteher des Finanz-
amts für Steuerstrafsachen und Steuerfahndung, Köln

Kostenbeitrag: 345,– € (USt.-befreit) . 7 Zeitstunden – § 15 FAO

Tagungsnummer: 052292

Personengesellschaften in der 
steuerlichen Beratungspraxis

22. Juni 2013 · Bochum
Thomas Müller, Vors. Richter am Finanzgericht, Köln 

Prof. Dr. Gerhard Winter, Rechtsanwalt, Fachanwalt für 
Steuerrecht, Mülheim an der Ruhr

Kostenbeitrag: 345,– € (USt.-befreit) · 6 Zeitstunden – § 15 FAO

Tagungsnummer: 052293

Praxisschwerpunkte Steuerrecht

11. – 12. Oktober 2013 · Berlin
Dr. Horst-Dieter Fumi, Vizepräsident des Finanzgerichts, Köln 

Thomas Müller, Vors. Richter am Finanzgericht, Köln

Kostenbeitrag: 475,– € (USt.-befreit)

Kostenbeitrag ermäßigt: 395,– €* (USt.-befreit) 

10 Zeitstunden – § 15 FAO · Tagungsnummer: 052299
*  für Mitglieder der Rechtsanwaltskammern Berlin, Brandenburg und 

Mecklenburg-Vorpommern; Mitglieder der Rechtsanwaltskammer 
Brandenburg werden gebeten, sich bei der Kammer anzumelden.

Aktuelles Steuerrecht

6. – 7. Dezember 2013 · Kiel
Prof. Dr. Christoph Uhländer, Fachhochschule für Finanzen 
NRW, Nordkirchen 

Thomas Waza, Leitender Regierungsdirektor, Leiter Finanzamt 
für Groß- und Konzernbetriebsprüfung, Münster

Kostenbeitrag: 395,– € (USt.-befreit)

10 Zeitstunden – § 15 FAO · Tagungsnummer: 052303
Mitglieder der Schleswig-Holsteinischen Rechtsanwaltskammer 
werden gebeten, sich direkt dort anzumelden.

Weitere Informationen: 
Universitätsstr. 140 · 44799 Bochum
Tel. 0234 970640 · Fax 0234 703507
steuerrecht@anwaltsinstitut.de

Jetzt neu:
DAI Seminare App

Deutsches Anwaltsinstitut e. V. 
Einrichtung von Bundesrechtsanwaltskammer, 
Bundesnotarkammer, 
Rechtsanwaltskammern und Notarkammern

Aktuelle Veranstaltungen im Steuerrecht
Das DAI bietet Ihnen ein umfangreiches Angebot für Ihre (Pfl icht-)Fortbildung – nähere 
Informationen zu den Veranstaltungen und das vollständige Fortbildungsprogramm fi nden 
Sie auf unserer Website www.anwaltsinstitut.de. 

WWW.ANWALTSINSTITUT.DE

BRAK_2_13_Steuerrecht.indd   1 20.02.2013   08:50:27







10

brak Magazin 02/2013

Ein Immobilienkauf ist nicht selten der Anfang 
vom Ende. Da kann fast jeder eine Horrorge-
schichte aus seinem Bekanntenkreis erzählen. Die 
Spitzenreiter unter den Problemen: Baumängel 
und Finanzierungslücken. Und ruck zuck wird aus 
dem vermeintlichen Betongold ein Klotz am Bein.

So erging es auch einem Anwalt aus Nieder-
sachsen. In den 90er-Jahren häufte er durch 
gescheiterte Immobiliengeschäfte Schulden an. 
Zwar konnte er diese jahrelang bedienen, aber ir-
gendwann fiel seine Finanzarchitektur dann doch 
in sich zusammen: Die Einnahmen reichten nicht 
mehr, hinzu kamen Forderungsausfälle gegenüber 
insolventen Mandanten.

2011 musste der Anwalt schließlich selbst In-
solvenz anmelden. Die zuständige Rechtsanwalts-
kammer ging – wie üblich in solchen Fällen - von 
einem Vermögensverfall aus und widerrief die 
Zulassung. Der Betroffene sah das ganz anders: 
Seine Situation sei ein Ausnahmefall, lautete die 
Selbstdiagnose. Trotz Insolvenz könne hier näm-
lich eine Gefährdung der Interessen von Rechts-
suchenden ausgeschlossen werden. Seine Argu-
mentationslinie: Er sei mittlerweile nicht mehr 
selbstständig tätig, sondern bei seinem Sohn, 
ebenfalls ein Rechtsanwalt, angestellt. Der führte 
mit zwei Steuerberatern eine Partnerschaft. Au-
ßerdem nahm der insolvente Anwalt nach eigenen 
Angaben kein Fremdgeld mehr an.

Der Kammer kam das Konstrukt nicht ganz ko-
scher vor. Der Arbeitsvertrag zwischen Vater und 
Sohn sollte erst mit dem Zeitpunkt der Eintragung 
der Partnerschaft ins Partnerschaftsregister be-
ginnen. Die Eintragung (einer mittlerweile neuen 
Partnerschaft) erfolgte allerdings erst rund ein 
Jahr später, genau wie der Start des (mittlerweile 
ebenfalls neuen) Arbeitsvertrags. Zudem trat der 
Anwalt faktisch öffentlich munter weiter als No-
tar auf, obwohl er auf dieses Amt zuvor verzichtet 
hatte. Die Kluft zwischen Schein und Sein wurde 
bei jedem näheren Blick auf die Betriebsabläufe 
größer: Unter anderem war wegen unkorrekter 
Briefbögen völlig undurchschaubar, wo sich der 
Hauptsitz der Kanzlei befand. Auch dass der An-
walt beteuerte, kein Fremdgeld mehr annehmen 

zu wollen, überzeugte nicht – wer will und kann 
das schließlich in der Praxis kontrollieren? 

Bei so viel Unverständnis sah sich der Anwalt 
veranlasst, die Kammer anzugehen: Er bezweifel-
te, dass das Kammerpräsidium für den Widerruf 
der Zulassung zuständig war, die Protokollführung 
sei mangelhaft gewesen und das Verfahren in-
transparent. Zudem hielt er mindestens drei Mit-
glieder des Präsidiums für befangen.

Vor dem Anwaltsgerichtshof Celle lief er damit 
auf (Urteil vom 08.10.2012, AGH 34/11). Fehler im 
Widerrufsverfahren schloss das Gericht aus. Da-
gegen sah es genau wie die Kammer eine Gefähr-
dung der Interessen von Rechtssuchenden und er-
kannte keinen Ausnahmefall, der es gerechtfertigt 
hätte, die Zulassung des Klägers nicht zu wider-
rufen. Die tatsächlichen Verhältnisse in der Kanz-
lei, insbesondere die Rechtsbeziehung zwischen 
Vater und Sohn, seien lange Zeit undurchsichtig 
gewesen. Um sicherzustellen, dass eine Gefähr-
dung Rechtssuchender ausgeschlossen ist, hätte 
es aber einer Beaufsichtigung des in Vermögens-
verfall geratenen Anwalts bedurft – was in der 
von Vater und Sohn gewählten Konstellation kaum 
möglich gewesen sei. Zumal der Sohn noch Be-
rufsanfänger war. „Strukturelle Defizite der Siche-
rungsmaßnahmen“ – so die Bilanz des Gerichts. 
Auch hinsichtlich des Fremdgeldes zeigte sich der 
zweite Senat empfindlich: Es komme nicht darauf 
an, ob Gefährdungen konkret zu erwarten seien, 
so die Richter. Die bloße Möglichkeit reiche aus. 

Kammer und Gericht dürften zu Recht skep-
tisch gewesen sein. Dass ein Betrieb aus dem 
Ruder läuft, lässt sich manchmal einfach nicht 
vermeiden. Doch in einer solchen Situation ist es, 
erst recht bei Anwälten, unverständlich, wenn sie 
halbseidene Arrangements treffen – statt gut in-
formiert, besonnen und geplant zu handeln. Eine 
Vorgehensweise, die sich übrigens auch beim Im-
mobilienkauf empfiehlt. 

rEchtsprEchunG

wEnn dEr VatEr mit dEm sohnE

Rechtsanwältin Katja Wilke, freie Journalistin
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in der statistik der Vermögenschadenhaftpflichtver-
sicherung für rechtsanwälte stehen an erster stel-
le die schadenfälle wegen fristversäumnissen. an 
zweiter stelle findet man jedoch den Versicherungs-
fall „Vergleichsreue“. Viele mandanten machen ihren 
rechtsanwalt für einen Vergleich verantwortlich, den 
sie nachträglich als ungünstig und der sach- und 
rechtslage nicht entsprechend bewerten.

Da ein gerichtlicher oder außergerichtlicher Ver-
gleich, der anwaltlich vertreten geschlossen wird, 
nur in den wenigsten Fällen anfechtbar ist, versu-
chen Mandanten, einen Vergleich dadurch „aufzu-
bessern“, dass sie die Vermögenschadenhaftpflicht-
versicherung des beauftragten Rechtsanwalts in 
Anspruch nehmen, von dem sie angeblich falsch 
beraten worden sind.

Rechtsanwälte, die an einem Vergleich mitwir-
ken, erhalten außergerichtlich eine 1,5 Gebühr im 
gerichtlichen Verfahren eine 1,0 Gebühr. Diese Ge-
bühr erhalten wir jedoch nicht, weil ein Vergleich der 
richterlichen und anwaltlichen Arbeitserleichterung 
dient. Die Vergleichsgebühr ist Äquivalent dafür, 
dass die beteiligten Rechtsanwälte die Verantwor-
tung für einen Vergleich übernehmen, der in den 
meisten Fällen einen Schadenfall abschließend re-
gelt. 

Vergleiche sind oft sinnvoll und dienen dem 
Rechtsfrieden. Gerade bei größeren Personenschä-
den führt ein abschließender Vergleich bisweilen zu 
einer „Spontanheilung“. In vielen Fällen ist der Ge-
schädigte erst dann in der Lage, den Unfallhergang 
endgültig zu verarbeiten und sich auf die Zukunft zu 
konzentrieren. 

Ein Vergleich muss eingehend mit dem Mandan-
ten besprochen werden. Gerichtliche Vergleiche, die 
im Gerichtssaal oder – noch schlimmer – auf dem 
Gerichtsflur mit dem Mandanten besprochen wer-
den, bergen das Risiko, dass der Mandant später 
seinen Anwalt für einen ungünstigen Vergleich ver-
antwortlich macht. Oft wird argumentiert, in der un-

gewohnten Atmosphäre eines Gerichtssaales oder 
eines Gerichtsflures habe der Mandant das Risiko 
nicht genügend überblicken können, er sei nicht 
ausreichend informiert worden und davon ausge-
gangen, dass es sich hierbei nur um eine vorläufige 
Erledigung des Rechtsstreits handele.

Rechtsanwälte sollten daher generell einen Ver-
gleich, der einen Schadenfall abschließend regelt, in 
der Kanzlei mit dem Mandanten besprechen und in 
einem Gerichtstermin allenfalls Vergleichsvorschlä-
ge des Gerichts entgegennehmen, die nach einge-
hender Rücksprache mit dem Mandanten dann 
gem. § 278 Abs. 6 ZPO durch Beschluss bestätigt 
werden können.

Nur durch eingehende Aufklärung des Mandan-
ten über Vorteile und Risiken eines abschließenden 
Vergleichs kann gewährleistet werden, dass diese 
Mandanten nicht später versuchen, einen ihnen 
nachträglich ungünstigen Schadensvergleich über 
die Vermögenschadenhaftpflichtversicherung des 
Rechtsanwalts „aufzubessern“.

An dritter Stelle in der Statistik der Vermögen-
schadenhaftpflichtversicherer steht die fehlende 
Dokumentation. In Arzthaftpflichtprozessen führt 
die fehlende Dokumentation zur Umkehr der Be-
weislast. In einem eventuellen Haftpflichtprozess 
gegen Rechtsanwälte dürfte diese Rechtsprechung 
ebenfalls Anwendung finden.

Bei weitreichenden Vergleichen über Personen-
schäden kann es sinnvoll sein, ein Beratungsproto-
koll zu führen, welches dem Mandanten zusammen 
mit dem Vergleichstext zur Unterzeichnung übermit-
telt wird. Nur durch eine lückenlose Dokumentation 
kann verhindert werden, dass ein durch Vergleich 
abgeschlossenes Mandat zum Versicherungsfall in 
der Vermögenschadenhaftpflichtversicherung wird.

haftunG

dEr VErGlEich –  
haftunGsfallE für  
rEchtsanwältE?
wenn die gütliche Einigung im streit endet

Rechtsanwalt Dr. Hubert W. van Bühren, 
Fachanwalt für Versicherungsrecht, Köln
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aktuEllE BaG-rEchtsprEchunG zum 
kündiGunGsschutz
03.05.2013 – Bochum
stephanie rachor, richterin am Bundesarbeitsgericht, 
Erfurt

GEBührEnoptimiErunG im sozialrEchtlichEn 
mandat
04.05.2013 – Berlin
Bettina schmidt, rain, fain für arbeitsrecht, fain für 
sozialrecht, Bonn

EffEktiVE VErtraGsGEstaltunG und 
VErhandlunG im GEwErBEraum-miEtrEcht  
15.06.2013 – heusenstamm
dr. ira hörndler, rain, maître en droit, fain für miet- 
und wohnungseigentumsrecht, nürnberg

rVG-aBrEchnunG aktuEll
26.06.2013 – heusenstamm
sabine Jungbauer, rechtsfachwirtin, münchen

EltErnuntErhalt und anspruchsüBErGanG 
nach § 94 sGB Xii in dEr anwaltlichEn praXis
28.06.2013 – Bochum
susanne pfuhlmann-riggert, rain und notarin, fain für 
familienrecht, fain für sozialrecht, neumünster

information und anmeldung:
 
deutsches anwaltsinstitut e. V.
universitätsstraße 140
44797 Bochum
telefon: 0234 97064-0
E-mail: info@anwaltsinstitut.de
web: www.anwaltsinstitut.de

Unser breit gefächertes Veranstaltungsangebot 
mit Fachanwaltslehrgängen, Fortbildungen für 
Anwälte und Notare sowie Veranstaltungen für 
Kanzleimitarbeiter ist nur durch den kontinuierli-
chen Aufbau und die Pflege unseres Referenten-
pools möglich. Als Bestandteil unserer TÜV-Zertifi-
zierung wurde jede der über 500 Veranstaltungen 
des Jahres 2012 evaluiert, um mit diesem Quali-
tätsmanagementsystem umfassend auf Ihre Be-
dürfnisse eingehen zu können. Für Ihre überaus 
positiven Rückmeldungen und die teils sehr aus-
führlichen Anmerkungen möchten wir uns an die-
ser Stelle einmal herzlich bedanken. 

Bei der Jahresauswertung fiel aber auch eine 
Sache deutlich auf: Wir haben viel zu wenige Refe-
rentinnen! Zwar näherte sich das Geschlechterver-
hältnis von Männern und Frauen bei unseren Ver-
anstaltungen – Männer stellten rund 65, Frauen 
35 Prozent der TeilnehmerInnen dar – allmählich 
an. Nur zehn bis 15 Prozent unserer Referenten 
waren jedoch weiblich. Erfreulich sind deshalb die 
zahlreichen Anrufe, E-Mails und Briefe, die nach 
meinem ersten Aufruf in der Zeitschrift des Deut-
schen Juristinnenbundes (4/2012) bei mir einge-
gangen sind. So konnten wir fünf zusätzliche Re-
ferentinnen einstellen, die ersten Veranstaltungen 
der neuen Kolleginnen haben bereits stattgefun-
den. Auch Bettina Schmidt (Rechtsanwältin, Fach-
anwältin für Arbeitsrecht, Fachanwältin für Sozi-
alrecht, Bonn) begrüßt diesen Anstieg. Seit 1997 
hält sie regelmäßig Vorträge für das DAI (unter 
anderem im Fachanwaltslehrgang Arbeitsrecht) 
und erhält durchweg positive Rückmeldungen. Sie 
erinnert sich noch gut an ihren anfänglichen „Exo-
tenstatus“: „Ich war damals eine der ersten Refe-
rentinnen des DAI überhaupt und aller Anfang war 
schwer. Aber mit zunehmender Erfahrung stiegen 
auch meine Selbstsicherheit und die Freude, mein 
Wissen weiter zu geben. Zudem schätze ich die 
berufliche Herausforderung und kann bestätigen, 
dass es beim DAI ausschließlich darauf ankommt, 
ob das Seminar den Anforderungen des „Mark-
tes“ genügt, also aktuelle Themen behandelt und 
als (Pflicht-)Fortbildung geeignet sei.“ 

Das DAI möchte auch weiterhin die fachlich 
wie didaktisch besten Referenten einsetzen. Den-
noch wünschen wir uns einen höheren Anteil an 
Frauen und suchen Anwältinnen, Notarinnen, 
Richterinnen und Professorinnen, die als Referen-
tinnen unser Veranstaltungsprogramm mitgestal-

ten wollen. Unsere 24 Fachinstitute, von denen 
20 in Ausrichtung und Abgrenzung genau den 
Gebieten der Fachanwaltsordnung entsprechen, 
freuen sich über Ihre Vorschläge! Außerdem: Als 
Fachanwältin können Sie Ihrer jährlichen Fortbil-
dungspflicht auch dozierend nachkommen (§ 15 
FAO Abs.1 Satz 1) – das DAI bietet Ihnen diese 
Alternative. Auch unsere Institute für Europarecht 
und Internationales Recht, Kanzleimanagement 
sowie Mediation und Außergerichtliche Konflikt-
beilegung sowie das große Fachinstitut für Nota-
re suchen fortlaufend Unterstützung. Zögern Sie 
also nicht, mich im DAI zu kontaktieren (Telefon: 
0234 9706411, E-Mail: mihm@anwaltsinstitut.de)!

dai aktuEll

das dEutschE anwaltsinstitut sucht rEfErEntinnEn!

Dr. Katja Mihm, Geschäftsführerin des Deutschen Anwaltsinstituts e. V.






